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S C H L U S S A N T R Ä G E DES G E N E R A L A N W A L T S 

SIR G O R D O N S L Y N N 

vom 20. März 1986 * 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

In dieser Rechtssache geht es um ein Ver­
tragsverletzungsverfahren, das die Kommis­
sion gegen Irland wegen bestimmter Be­
schränkungen eingeleitet hat, denen dieser 
Staat Mitversicherungsgeschäfte unterwirft. 
Diese Rechtssache weist viele Gemeinsam­
keiten mit den Rechtssachen 220/83, Kom­
mission/Frankreich, 252/83, Kommission/ 
Dänemark, und 205/84, Kommission/Bun­
desrepublik Deutschland, auf und über sie 
ist zu gleicher Zeit wie über diese mündlich 
verhandelt worden. 

In ihrer Klageschrift beantragt die Kommis­
sion, festzustellen, daß 

„— Irland dadurch gegen seine Verpflich­
tungen aus Artikel 59 und 60 EWG-
Vertrag sowie aus der Richtlinie 
78/473/EWG verstoßen hat, daß es 
Artikel 4 der ,European Communities 
(Co-insurance) Regulations 1983' er­
lassen hat, wonach Versicherungsun­
ternehmen der Gemeinschaft, die in Ir­
land Versicherungsdienstleistungen als 
führende Versicherer erbringen wollen, 
entweder dazu zugelassen und deshalb 
niedergelassen sein müssen oder den 
Minister unterrichten und seine Geneh­
migung einholen müssen, 

— Irland insoweit gegen seine Verpflich­
tungen aus Artikel 59 und 60 EWG-
Vertrag sowie aus der Richtlinie 
78/473/EWG verstoßen hat, als Para­
graph 3 des Anhangs zu den genannten 
Regulations die Versicherer der Ge­
meinschaft daran hindert, in Irland 

Mitversicherungsdienstleistungen für 
Verträge über einen geringeren Ge­
samtbetrag zu erbringen, als in Para­
graph 3 angegeben ist, 

— Irland durch Anwendung der genann­
ten nationalen Bestimmungen anstelle 
der Artikel 59 und 60 EWG-Vertrag 
gegen die Verpflichtungen verstoßen 
hat, die ihm aufgrund der unmittelba­
ren Wirkung der genannten Artikel des 
EWG-Vertrags und des Vorrangs des 
Gemeinschaftsrechts obliegen". 

Da ich den Inhalt der Richtlinien 
73/239/EWG betreffend die Aufnahme und 
Ausübung der Tätigkeit der Direktversiche­
rung mit Ausnahme der Lebensversicherung 
(ABl. 1973, L 228, S. 3) und 78/473/EWG 
betreffend die Mitversicherung auf Gemein­
schaftsebene (ABl. 1978, L 151, S. 25) be­
reits in meinen Schlußanträgen in der 
Rechtssache Kommission/Frankreich zu­
sammengefaßt habe, gebe ich ihn hier nicht 
wieder. 

Zur Durchführung der Richtlinie von 1978 
in Irland wurden die ,European Communi­
ties (Co-insurance) Regulations 1983' [Ver­
ordnung über die Mitversicherung auf Ge­
meinschaftsebene] erlassen. Artikel 4 Absatz 
1 dieser Verordnung schreibt vor, daß der 
führende Versicherer einer Genehmigung 
durch die irischen Behörden bedarf. Diese 
Vorschrift hat folgenden Wortlaut: 

„Unbeschadet abweichender Bestimmungen 
in den Insurance Acts' (Versicherungsge­
setze) 1909 bis 1981 oder in den ,European 
Communities (Non-Life Insurance) Regula­
tions 1976' (Verordnung über die Nichtle-

* Aus dem Englischen übersetzt. 
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bensversicherung auf Gemeinschaftsebene) 
darf ein Versicherer, der in einem Mitglied­
staat niedergelassen ist, sich mit einem füh­
renden Versicherer, der eine Zulassung be­
sitzt, an einer Mitversicherung auf Gemein­
schaftsebene betreffend ein im Inland bele­
genes Risiko beteiligen, wenn für den erst­
genannten Versicherer eine Hauptverwal­
tung tätig wird, die eine Zulassung der Auf­
sichtsbehörde eines anderen Mitgliedstaats 
besitzt, oder wenn er durch eine Zweignie­
derlassung tätig wird, die eine Zulassung 
der Aufsichtsbehörde eines anderen Mit­
gliedstaats besitzt und deren Hauptverwal­
tung ebenfalls eine solche Zulassung be­
sitzt." 

Eine solche Zulassung muß gemäß den 
„European Communities (Non-life Insu­
rance) Regulations 1976" erteilt werden, die 
zur Durchführung der Richtlinie von 1973 
erlassen wurden. Nach Artikel 4 Absatz 1 
dieser Verordnung muß der Versicherer nie­
dergelassen und zugelassen sein, bevor er 
auf dem Gebiet der Nichtlebensversicherung 
tätig werden darf. Der führende Versicherer 
unterliegt somit sowohl dem Erfordernis der 
Zulassung als auch dem Erfordernis der 
Niederlassung. Nach Artikel 4 Absatz 1 der 
Verordnung von 1983 sind die übrigen Mit­
versicherer von beiden Erfordernissen be­
freit. 

Allerdings nimmt Artikel 4 Absatz 2 der 
Verordnung von 1983 offenbar führende 
Versicherer, die in einem anderen Mitglied­
staat nach der Richtlinie von 1983 ord­
nungsgemäß zugelassen sind, von diesen Er­
fordernissen aus, wenn das versicherte 
Risiko unter die Sparten 4 (Schienen­
fahrzeuge), 5 (Luftfahrzeuge), 6 (Schiffe), 
7 (Transportgüter), 11 (Luftfahrzeughaft­
pflicht) oder 12 (Schiffahrt-Haftpflicht) 
fällt. Dies ist jedoch in Verbindung mit Arti­
kel 8 dieser Verordnung zu sehen. Hiernach 
muß der führende Versicherer seine Absicht, 
Risiken der in Artikel 4 Absatz 6 der Ver­
ordnung von 1976 genannten Art (nämlich 

der Sparten 5, 6, 7, 11 und 12 des Anhangs 
und bestimmte Gruppen der Sparten 1 und 
10, Versicherung für die. in See- und Luft­
fahrzeugen beförderten Personen und 
Frachtführerhaftpflichtversicherung) zu ver­
sichern, dem Minister für Handel und 
Fremdenverkehr anzeigen und dessen Ge­
nehmigung einholen. 

Artikel 3 der Verordnung von 1983 be­
stimmt: „Diese Verordnung gilt für Mitver­
sicherungsgeschäfte auf Gemeinschafts­
ebene, wie sie im Anhang zu dieser Verord­
nung definiert sind." In Paragraph 1 des 
Anhangs heißt es: 

,,i) Ein Versicherungsgeschäft ist ein Mit­
versicherungsgeschäft auf Gemein­
schaftsebene im Sinne dieser Verord­
nung, wenn 

a) es sich auf eine der in Paragraph 2 
dieses Anhangs genannten Sparten 
bezieht, 

b) es im Falle eines im Inland belegenen 
Risikos die in Paragraph 3 dieses 
Anhangs genannten Kriterien erfüllt 
und 

c) es alle in Paragraph 4 dieses An­
hangs genannten Voraussetzungen 
erfüllt." 

Paragraph 2 des Anhangs führt die Risiko­
sparten auf, für die die Verordnung gilt; er 
gibt Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie von 
1978 wieder. Die Lebensversicherung ist 
demzufolge nicht Gegenstand des vorliegen­
den Rechtsstreits. 

Zu den in Paragraph 3 des Anhangs ge­
nannten Kriterien gehören Schwellenwerte, 
bei deren Unterschreiten die Verordnung 
von 1983 keine Anwendung findet. Bei Risi­
ken der Sparten 8 (Feuer und Elementar­
schäden), 9 (sonstige Sachschäden) und 16 
(verschiedene finanzielle Verluste) darf die 
Gesamtversicherungssumme des jeweiligen 
Vertrags nicht weniger als 50 Millionen 
Rechnungseinheiten betragen. Bei Risiken 
der Sparte 13 (Allgemeine Haftpflicht, so­
weit sie nicht Risiken im Zusammenhang 
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mit Schäden durch Kernenergie oder Medi­
kamente betrifft) darf der Umsatz des Ver­
sicherten aus Tätigkeiten, bei denen Dek-
kung besteht, nicht weniger als 200 Millio­
nen Rechnungseinheiten betragen. Bei Risi­
ken der Sparten 4, 5, 6, 7, 11 und 12 beste­
hen keine Beschränkungen hinsichtlich der 
Art oder des Umfangs eines Risikos, für das 
eine Mitversicherung auf Gemeinschafts­
ebene abgeschlossen werden darf. 

Paragraph 4 bestimmt, soweit hier von In­
teresse ist: „Die in Paragraph 1 Buchstabe c 
dieses Anhangs erwähnten Voraussetzungen 
lauten folgendermaßen: ... b) Das Risiko 
muß in einem Mitgliedstaat belegen (im 
Sinne von Paragraph 5 dieses Anhangs) 
sein..." Paragraph 5 bestimmt: „Für die 
Zwecke von Paragraph 4 Buchstabe b dieses 
Anhangs ist ein Risiko in einem Mitglied­
staat belegen, a) bei der Versicherung von 
unbeweglichem Vermögen, wenn das Ver­
mögen in diesem Mitgliedstaat belegen ist, 
b) bei der Versicherung eines registrierten 
Schiffs, Luftfahrzeugs oder Landfahrzeugs 
(einschließlich Schienenfahrzeuge), wenn 
das Schiff, Luftfahrzeug oder Landfahrzeug 
in diesem Mitgliedstaat registriert ist, und 
c) in allen anderen Fällen, wenn der In­
haber des Versicherungsscheins in diesem 
Mitgliedstaat seinen Sitz oder seinen ge­
wöhnlichen Aufenthalt hat." 

Der Anwendungsbereich dieser Vorschriften 
ist nicht klar. In der mündlichen Verhand­
lung hat die irische Regierung vorgetragen, 
die Erfordernisse gälten nur, wenn das Ri­
siko in Irland belegen sei; sie hat sich aber 
verpflichtet gefühlt, darauf hinzuweisen, 
daß der Anhang zu der Verordnung von 
1983 bestimmte Vorschriften enthalte, die 
festlegten, wo das Risiko belegen sei. Nach 
Paragraph 5 Buchstabe c (im Zusammen­
hang mit der Prüfung, ob ein Versiche­
rungsgeschäft eine Mitversicherung auf Ge­
meinschaftsebene im Sinne der Paragraphen 
1 Buchstabe c und 4 darstellt) ¡st ein Risiko 
in einem Mitgliedstaat belegen, wenn der 

Inhaber des Versicherungsscheins in diesem 
Mitgliedstaat seinen Sitz oder seinen ge­
wöhnlichen Aufenthalt hat, abweichend von 
der Regelung für unbewegliches Vermögen 
oder registrierte Schiffe, Luft- oder Land­
fahrzeuge. 

Die Auslegung dieser Verordnung im Falle 
eines Rechtsstreits ist Sache des nationalen 
Gerichts. Im Rahmen des Artikels 4 Absatz 
1 kann ein Risiko möglicherweise als in Ir­
land belegen gelten, wenn der Versiche­
rungsscheininhaber dort seinen Sitz oder 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, obwohl 
das Risiko keine Verbindung mit Irland 
aufweist; andererseits ist Artikel 4 mög­
licherweise so zu verstehen, daß er sich auf 
in Irland belegene Risiken beschränkt. Im 
Rahmen dieser Schlußanträge übernehme 
ich zunächst einmal die letztgenannte, en­
gere Auslegung. 

Zulässigkeit 

Am 30. Dezember 1975 legte die Kommis­
sion dem Rat einen Vorschlag für eine 
Zweite Richtlinie zur Koordinierung der die 
direkte Schadenversicherung betreffenden 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften und 
zur Erleichterung des freien Dienstleistungs­
verkehrs im Versicherungswesen (ABl. 1976, 
C 32, S. 2) vor. Dieser Vorschlag liegt dem 
Rat immer noch, wenn auch in erheblich 
geänderter Form, vor. Der Richtlinienent­
wurf will unter anderem die Vorschriften 
der Ersten Richtlinie über technische Reser­
ven ergänzen und das für den Vertrag gel­
tende Recht festlegen. 

Irland macht geltend, durch die Einleitung 
dieses Verfahrens zu einem Zeitpunkt, zu 
dem der Vorschlag einer Zweiten Richtlinie 
noch vom Rat behandelt werde, wolle die 
Kommission „das vom Rat gemäß Artikel 
57 Absatz 2 EWG-Vertrag bereits begon­
nene verfassungsmäßige Verfahren präjudi-
zieren ... Die Kommission verlangt vom Ge­
richtshof, daß er die Funktion ausübt, die 
der EWG-Vertrag in Artikel 57 Absatz 2 
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dem Rat zuweist." Es steht jedoch außer 
Zweifel, daß ein Urteil des Gerichtshofes 
eine andere Wirkung hat als eine vom Rat 
erlassene Richtlinie. Was aber mehr ist, das 
Argument Irlands läuft darauf hinaus, daß 
die Kommission ihren Richtlinienvorschlag 
hätte zurückziehen müssen, bevor sie dieses 
Verfahren einleitete. Ein solches Vorgehen 
hätte lediglich bewirkt, daß die Schaffung 
eines gemeinsamen Versicherungsmarktes 
verzögert worden wäre. Die von Irland ver­
tretene Auffassung entspricht somit nicht 
der Struktur des Vertrages. Ich kann diesem 
Vorbringen daher nicht folgen. 

In der mündlichen Verhandlung hat Irland 
ferner geltend gemacht, mit ihrem ersten 
Klagepunkt greife die Kommission den fal­
schen Rechtstext an, da die Verordnung von 
1983 in Wirklichkeit eine Liberalisierungs­
maßnahme sei. Die Niederlassungs- und 
Zulassungserfordernisse seien vielmehr in 
der Verordnung von 1976 enthalten. Dieses 
Vorbringen ist selbst unzulässig, da es in der 
mündlichen Verhandlung zum ersten Mal 
geltend gemacht wurde. Der Gerichtshof 
sollte diese Frage allerdings von sich aus 
prüfen. 

Ich halte dieses Vorbringen für unbegrün­
det. Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung von 
1983 bestimmt, soweit es hier von Interesse 
ist, daß „ein in einem anderen Mitgliedstaat 
niedergelassener Versicherer mit einem füh­
renden Versicherer, der über eine Genehmi­
gung verfügt, ein Mitversicherungsgeschäft 
auf Gemeinschaftsebene vornehmen..." 
kann. Diese Vorschrift bestätigt also unmit­
telbar das bereits für den führenden Versi­
cherer bestehende Zulassungserfordernis. 
Mittelbar bestätigt es auch das Niederlas­
sungserfordernis. Meines Erachtens ist der 
erste Klagepunkt der Kommission daher 
nicht aus den von Irland geltend gemachten 
Gründen unzulässig. 

Ich bin auch nicht der Ansicht, daß irgend­
ein Teil der von der Kommission erhobenen 
Klage aus irgendeinem anderen Grund un­
zulässig ist. 

Der führende Versicherer 

Der erste Klageantrag der Kommission geht 
dahin festzustellen, daß das dem führenden 
Versicherer durch Artikel 4 der „European 
Communities (Co-insurance) Regulations 
1983" auferlegte Niederlassungs- und Zu­
lassungserfordernis gegen die Artikel 59 
und 60 EWG-Vertrag und die Richtlinie 
78/473 verstößt. 

Aufgrund der Ausnahmebestimmung des 
Artikels 4 Absatz 2 dieser Verordnung fin­
det das Niederlassungserfordernis des Arti­
kels 4 Absatz 1 nur auf Risiken der Sparten 
8, 9, 13 und 16 Anwendung. Wie ich in 
meinen Schlußanträgen in der Rechtssache 
Kommission/Frankreich ausgeführt habe, 
verstößt dieses Erfordernis meines Erachtens 
gegen die Artikel 59 und 60. 

Artikel 4 Absatz 1 verpflichtet den führen­
den Versicherer ferner, von den irischen Be­
hörden eine Erlaubnis für dieselben Risiko­
sparten gemäß der Verordnung von 1976 
einzuholen. Wie ich in der Rechtssache ge­
gen Frankreich dargelegt habe, ist dies eine 
eindeutige Beschränkung der Dienstlei­
stungsfreiheit im Sinne des Artikels 59. 

Das gleiche gilt für die Verpflichtung des 
führenden Versicherers aufgrund der Artikel 
4 Absatz 2 und Artikel 8 der Verordnung 
von 1983, bei Risiken der Sparten 4, 5, 6, 7, 
11 und 12 die vorherige Genehmigung des 
Ministers einzuholen. Irland wird nicht da­
durch entlastet, daß es, wie in seiner Gegen­
erwiderung geschehen, geltend macht, in 
der Praxis werde die Genehmigung immer 
erteilt, und zwar grundsätzlich für eine Risi­
kosparte insgesamt. Die Tatsache bleibt be­
stehen, daß der Minister seine Genehmi­
gung verweigern kann. Auch ein System, in 
dem die Erlaubnis automatisch erteilt wird, 
kann zu — gewollten oder ungewollten — 
Verzögerungen führen. 

Aus den von mir in den genannten Schluß­
anträgen dargestellten Gründen bin ich auch 
im vorliegenden Fall nicht der Auffassung, 
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daß das Zulassungserfordernis sich durch 
Artikel 56 Absatz 1 oder durch das Allge­
meininteresse als gerechtfertigt erwiesen hat. 
Die Grenzlinie zwischen „Zulassung" und 
„Genehmigung" kann sehr schmal sein, und 
auch das Genehmigungserfordernis hat sich 
nach meiner Ansicht nicht als gerechtfertigt 
erwiesen. 

Ungeachtet der Argumente, daß es sich 
beim Versicherungswesen in Irland um ei­
nen sehr sensiblen Bereich handele und die 
Versicherten sowie Dritte gegen den Kon­
kurs des Versicherers geschützt werden 
müßten, bin ich nicht davon überzeugt, daß 
ein grundlegender Unterschied zwischen der 
Situation in Irland und der in den anderen 
Mitgliedstaaten besteht. Die finanzielle Lei­
stungsfähigkeit der Unternehmen muß nach 
der Richtlinie von 1973 durch die Mitglied­
staaten überwacht werden. Andere Fragen 
müssen nach Bekanntgabe durch nationale 
Vorschriften geregelt werden, jedoch ist 
nicht nachgewiesen worden, daß sie die 
Niederlassung, die vorherige Zulassung 
oder die vorherige Genehmigung rechtferti­
gen. 

Wenn die irischen Vorschriften für führende 
Versicherer auf Risiken Anwendung finden, 
die nur deshalb als außerhalb Irlands bele­
gen angesehen werden, weil der Versiche­
rungsscheininhaber dort seinen Sitz oder 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, sind sie 
noch weniger zu rechtfertigen. 

Möglicherweise dient die Anwendung der­
artiger Beschränkungen in Fällen, in denen 
der Versicherungsscheininhaber seinen Sitz 
oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Ir­
land hat, der Einschränkung oder Kontrolle 
von Kapitalbewegungen oder laufenden 
Zahlungen. Aus den von mir in der Rechts­
sache gegen Frankreich dargelegten Grün­
den sind dies nach Gemeinschaftsrecht keine 
zulässigen Motive für die Einschränkung 
der Erbringung von Versicherungsleistun­
gen. 

Die Kommission trägt schließlich vor, das 
Niederlassungs- und Zulassungserfordernis 
verstoße auch gegen Artikel 3 der Richtlinie 
78/473. Dieses Argument ist auch in der 
deutschen, nicht aber in der französischen 
und der dänischen Rechtssache vorgetragen 
worden. Ich verweise hierzu auf meine 
Schlußanträge in der Rechtssache gegen die 
Bundesrepublik Deutschland. 

Die Schwellenwerte 

Wie bereits ausgeführt, setzt Paragraph 3 
des Anhangs zu den „European Commu­
nities (Co-insurance) Regulations 1983" 
Schwellenwerte für Risiken der Sparten 8, 
9, 13 und 16 fest; unterhalb dieser Schwel­
lenwerte ist eine Mitversicherung auf Ge­
meinschaftsebene nicht zulässig. Die Kom­
mission hat im vorliegenden Verfahren gel­
tend gemacht, Paragraph 3 verstoße gegen 
die Artikel 59 und 60 EWG-Vertrag sowie 
gegen die Richtlinie 78/473. Sie hat nicht 
dahin argumentiert, daß die Schwellenwerte 
zu hoch festgesetzt seien. Meines Erachtens 
vertritt sie in dieser Rechtssache bloß die 
Auffassung, daß die genannten Vorschriften 
überhaupt die Festsetzung von Schwellen­
werten untersagten. 

In ihrer Erwiderung führt die Kommission 
aus: „Die Kommission wendet sich im vor­
liegenden Zusammenhang nicht gegen die 
finanziellen Schwellenwerte, die die Mit­
gliedstaaten festgesetzt haben, um den Gel­
tungsbereich der Mitversicherungsrichtlinie 
einzugrenzen." Dies veranlaßt Irland in sei­
ner Gegenerwiderung zu der Schlußfolge­
rung, daß die zweite Rüge aus der Klage­
schrift der Kommission zurückgezogen 
worden sei. Für sich betrachtet scheint der 
soeben zitierte Satz diese Auffassung zu 
stützen. Wenn man diesen Satz jedoch im 
Zusammenhang liest, scheint er dies nicht 
auszudrücken: Er bedeutet lediglich, daß 
die Kommission nicht die Schwellenwerte in 
ihrer gegenwärtigen Höhe rügt. So führt die 
Kommission im Schlußsatz ihrer Erwide­
rung aus, sie erhalte „ihre Anträge aus Nr. 
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20 der Klageschrift aufrecht". Die Kommis­
sion hat ihre Rüge somit nicht zurückge­
nommen. 

Aus den in meinen Schlußanträgen in den 
Rechtssachen gegen Frankreich und die 
Bundesrepublik dargelegten Gründen bin 
ich der Auffassung, daß die Festsetzung von 
Schwellenwerten für die Mitversicherung 
gegen die Artikel 59 und 60 verstößt, daß 
ihre Rechtmäßigkeit nicht dargetan worden 
ist und daß Irland nach der Richtlinie 
78/473 zur Festsetzung von Schwellenwer­

ten nicht befugt ist. Wenn Schwellenwerte 
festgesetzt werden dürfen und die Kommis­
sion, anders als ich sie verstehe, geltend 
macht, die Schwellenwerte seien zu hoch, so 
ist dies in der vorliegenden Rechtssache 
nicht nachgewiesen worden. 

Unmittelbare Wirkung 

Die dritte Rüge der Kommission ist aus den 
von mir in meinen Schlußanträgen in der 
Rechtssache gegen Frankreich näher ausge­
führten Gründen zurückzuweisen. 

Ergebnis 

Aufgrund dieser Überlegungen bin ich der Auffassung, daß 

a) Irland durch den Erlaß der Vorschriften des Artikels 4 der European Commu­
nities (Co-insurance) Regulations 1983, nach denen Versicherungsunternehmen 
der Gemeinschaft, die in Irland als führende Versicherer Versicherungsdienst­
leistungen erbringen wollen, entweder zugelassen und niedergelassen sein müs­
sen oder gegebenenfalls den Minister unterrichten und seine Genehmigung ein­
holen müssen, gegen seine Verpflichtungen aus den Artikeln 59 und 60 EWG-
Vertrag sowie aus der Richtlinie 78/473 verstoßen hat, 

b) die European Communities (Co-insurance) Regulations 1983 durch die Festset­
zung von Schwellenwerten, unterhalb deren keine Mitversicherung durchge­
führt werden darf, gegen die Artikel 59 und 60 EWG-Vertrag verstoßen. Die 
Richtlinie 78/473 ermächtigt die Mitgliedstaaten nicht zur Festsetzung von 
Schwellenwerten im Hinblick auf die von dieser Richtlinie erfaßten Versiche­
rungssparten. 

Irland sollte meines Erachtens die Kosten der Kommission sowie die Kosten der 
Niederlande und des Vereinigten Königreichs tragen. Irland, Belgien, Dänemark 
und Frankreich sollten ihre eigenen Kosten tragen. 
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